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Sicherheit als Standortfaktor 
 
Die erhöhte Terrorgefahr, gewaltbereite Extremisten, Hasskrimi-

nalität und Gewalt gegenüber Kommunalpolitikern, Polizisten und 
ehrenamtliche Helfern sowie die weiterhin hohe Einbruchs- und 

Alltagskriminalität stellen nach Auffassung des Deutschen Städ-
te- und Gemeindebundes (DStGB) das Vertrauen der Menschen in 
die innere Sicherheit des Landes auf eine harte Probe. Der Ton 

der politischen Auseinandersetzung wird vielfach aggressiver 
und teilweise zeigen sich Radikalisierungstendenzen. „Ein wehr-

hafter Rechtsstaat muss diesen Entwicklungen mit aller Kraft 
entgegentreten!“, forderte der Vorsitzende des Ausschusses für 
Recht, Personal und Organisation des DStGB, Oberbürgermeister 

Gerold Noerenberg, Neu-Ulm, anlässlich der Herbsttagung in Ut-
ting am Ammersee. Sicherheit ist Voraussetzung für eine hohe 

Lebensqualität in Städten und Gemeinden und ein wichtiger 
Standortfaktor. Freiheit und Offenheit gibt es nicht ohne Sicher-
heit. Von daher müsse die innere Sicherheit ein zentrales Thema 

der Sondierungsgespräche sein. 
 

„Wir erwarten von einer neuen Bundesregierung konkrete Maßnah-
men zur Verbesserung der Sicherheit vor Ort, mit denen das Si-

cherheitsempfinden der Bürgerinnen und Bürger und das Vertrauen in 

den Staat gestärkt und Straftaten effektiver entgegentreten werden 
kann. Ziel muss es sein, Radikalisierungstendenzen frühzeitig zu er-

kennen und zu bekämpfen, entschlossen gegen die drastische Zu-
nahme an Hasskriminalität gegenüber Kommunalpolitikern und Ver-
waltungsmitarbeiter/innen vorzugehen und die neuen digitalen Mög-

lichkeiten zur Prävention und Verfolgung von Verbrechen vor allem 
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durch den Ausbau der Videoüberwachung zu nutzen“, erklärte No-
erenberg.  

 

Auch wenn Bund und Länder bereits wichtige Anliegen der kommuna-
len Seite zur Verbesserung der inneren Sicherheit aufgegriffen und 

umgesetzt haben, müssen weitere Anstrengungen unternommen wer-
den. Das Personal der Polizei und Justiz muss aufgestockt, stärker 
von bürokratischen Aufgaben entlastet und in der Fläche sichtbarer 
werden. Eine besondere Rolle spielen öffentliche Plätze. Sie sind 
systemrelevant für die Demokratie. Notwendig ist eine bessere ziel-

genaue Videoüberwachung in den Innenstädten und im öffentlichen 
Nahverkehr. Dies entspricht auch dem Wunsch einer Mehrheit der 
Bürger, die gesetzlichen Regelungen in den Ländern lassen dies je-

doch vor allem aus Datenschutzgründen nur einschränkend zu, be-
klagt Noerenberg. „Notwendig ist eine Ausweitung der Speicherfristen 

für Videoaufzeichnungen, um belastbares Material verwerten zu kön-
nen. Die Speicher- und Löschfristen müssen vereinheitlicht und min-
destens zwei Monate betragen.“ 

 
Hasskriminalität gegenüber kommunalen Mandats- und Amtsträ-

gern – insbesondere in sozialen Netzwerken im Internet – muss deut-

licher und effektiver entgegentreten werden und die Betroffenen wirk-
samer geschützt werden. Hier hat die Bundesregierung für Polizei- 

und Rettungskräfte und ehrenamtliche Helfer bereits wichtige Maß-
nahmen ergriffen. Im Hinblick auf Kommunalpolitiker und Verwal-
tungsmitarbeiter muss jedoch nachgebessert werden. Um einen aus-

reichenden Schutz vor Nachstellungen, Drohungen und Beleidigun-
gen, die anders als der Normalfall aus einer Masse heraus erfolgen, 

zu gewährleisten, sollte der geltende Stalking- Paragraf des § 238 
Strafgesetzbuch um einen neuen Straftatbestand des „Politiker- Stal-
kings“ ergänzt werden. In allen Bundesländern sollte – wie bereits in 

Sachsen –eine zentrale Ermittlungsstelle mit Ansprechpartnern einge-
richtet wird, die die Betroffenen bei Hassmails und Drohungen ein-

schalten können. 
 
Radikalisierungstendenzen in der Gesellschaft müssen gezielter 

bekämpft werden. Notwendig ist der Aufbau von lokalen Präventions-
zentren, in denen gemeinsam mit den Kommunen mögliche Radikali-

sierungstendenzen analysiert, Gegenstrategien entwickelt und in ei-
nem bundesweiten Netzwerk zusammengearbeitet wird. „Die Politik 
steht auf allen Ebenen vor der Herausforderung, immer wieder den 

Dialog mit den Menschen zu suchen und für Toleranz, Zusammenhalt 
sowie gegen Hass und Ausgrenzung zu argumentieren“, hebt Gerold 

Noerenberg abschließend hervor. 

 


